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WR 9.2.3
Geschäftsfähigkeit, 
rechtliche Handlungsmöglichkeiten von beschränkt Geschäftsfähigen
Wie das Thema „Rechte des Verbrauchers bei Pflichtverletzungen“ ist auch dieses Thema unter dem Aspekt „rechtliches Handeln“ zu sehen. Es geht also nicht um eine theoretische Analyse rechtlicher Zusammenhänge, sondern primär darum, den Jugendlichen Möglichkeiten und Grenzen ihres rechtlichen Handelns aufzuzeigen. Im Hinblick auf die Regelungen zur beschränkten Geschäftsfähigkeit ergibt sich aus dieser Sichtweise die Notwendigkeit didaktischer Reduktion.

Bei der Behandlung des „rechtlichen Vorteils“ (§ 107) sollte ausschließlich eine sog. „Handschenkung“ als erhellendes Beispiel herangezogen werden. Die Übereignung der Ware wäre als Beispiel für einen Vertrag mit lediglich rechtlichem Vorteil in der Mittelstufe ungeeignet, da sich dann die Frage nach der Rückabwicklung (§§ 812 ff.) zwingend stellen würde. Bisher ergab sich dieses Problem nicht, da bisher in der Jahrgangsstufe 8 die Erfüllung des Kaufvertrages noch nicht durchgenommen wurde.
Die Inhalte der §§ 112 und 113 müssen nicht als aktives Wissen gefordert werden. Es genügt ein Hinweis, dass im Rahmen des Betriebs eines Erwerbsgeschäfts bzw. eines Arbeitsverhältnisses die Eltern den Jugendlichen ähnlich wie beim „Taschengeld“ einen Rahmen für selbständiges rechtliches Handeln abstecken, also gewissermaßen eine „Pauschaleinwilligung“ für die Verträge innerhalb dieses Rahmens geben. 
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